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BEGRÜNDUNG 
 

1. Allgemeines 
 

1.1 Planungsanlass  

Die Gemeinde Pentling plant die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
– zugleich Vorhaben- und Erschließungsplan nach § 12 BauGB – zur Erweiterung der be-
reits bestehenden bzw. genehmigten Freiflächenphotovoltaikanlagen westlich und östlich 
der A 93 (Bebauungspläne „Poign I, II und III“), etwas südlich der Autobahnabfahrt Bad 
Abbach und beabsichtigt mit dem Betreiber einen entsprechenden Durchführungsvertrag 
abzuschließen.  

 
1.2 Planungsrechtliche Ausgangssituation 

Mit Inkrafttreten des Gesetzes für den Vorrang Erneuerbarer Energien - Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066) - zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3138) - wird Strom aus Photovol-
taikanlagen, die nicht an oder auf einer baulichen Anlage angebracht sind u. a. nur noch 
unter folgenden Voraussetzungen von den Netzbetreibern vergütet: 

 gem. § 37 (1) Ziff. 2 b EEG: Die Anlage befindet sich auf sog. Konversionsflächen 
aus wirtschaftlicher, verkehrlicher, wohnungsbaulicher oder militärischer Nutzung; 

 gem. § 37 (1) Ziff. 2 c EEG: Die Anlage befindet sich auf Flächen längs von Auto-
bahnen und Schienenwegen in einer Entfernung bis zu 200 m, gemessen vom äu-
ßeren Rand der befestigten Fahrbahn und innerhalb dieser Entfernung soll ein 
längs zur Fahrbahn gelegener und mindestens 15 Meter breiter Korridor von Modu-
len freigehalten werden. 

Von der Obersten Baubehörde im Bayerischen Staatsministerium des Innern wurden mit 
Datum vom 19.11.2009 Hinweise zur Behandlung von Freiflächen-Photovoltaik-
Anlagen gegeben und mit Schreiben vom 14.01.2011 aufgrund der EEG-Novelle vom 
11.08.2010 ergänzt.   

Der Standort ist demnach aufgrund seiner Nähe zur Bundesautobahn A 93 Regensburg - 
München angesichts der Vorbelastung der Fläche und den bereits bestehenden bzw. ge-
nehmigten Anlagen für Freiflächenphotovoltaikanlagen geeignet.   

Freiflächen-Photovoltaikanlagen, die im Außenbereich als selbständige Anlagen errichtet 
werden sollen, sind grundsätzlich nur im Rahmen der gemeindlichen Bauleitplanung zu-
lässig. Der gültige Flächennutzungs- mit Landschaftsplan weist die zukünftigen Son-
dergebietserweiterungen derzeit als landwirtschaftliche Nutzfläche aus, ein entsprechen-
des Deckblattverfahren wird im Parallelverfahren durchgeführt. 

Nach erlangter Rechtskraft des vorliegenden Bebauungs- und Grünordnungsplanes - 
gleichzeitig: Vorhaben- und Erschließungsplanes - ist vor Baubeginn nur noch eine daraus 
entwickelte Landschaftspflegerische Begleitplanung hinsichtlich der Umsetzung grün-
ordnerischer Belange einzureichen. 

Mit der Änderung der Bayerischen Bauordnung zum 01.08.2009 entfällt die Vorlagepflicht 
eines Bauantrages (Verfahrensfreiheit gem. Art. 57 Abs. 2 Ziff. 9). 



B- und GOP WA „Sondergebiet für Regenerative Energien / Sonnenenergie Poign IV – westlich u. östl. A93“ 

Begründung und Umweltbericht in der Fassung des Satzungsbeschlusses vom 16.09.2021 

 

20-97-01-P      Seite 5 von 40  

Die naturschutzfachliche Eingriffsregelung ist entsprechend dem Leitfaden „Eingriffsre-
gelung in der Bauleitplanung“ des Bayer. Staatsministeriums für Landesentwicklung 
und Umweltfragen in der ergänzten Fassung vom Jan. 2003 in Form des Regelverfah-
rens anzuwenden, da es sich bei dem Vorhaben nicht um ein reines oder allgemeines 
Wohngebiet handelt, was Voraussetzung für die sog. „vereinfachte Vorgehensweise ent-
sprechend Checkliste“ wäre. 

Im vorliegenden Fall ist vom Betreiber die erforderliche Kompensation innerhalb der jewei-
ligen Geltungsbereiche vorgesehen. 

Der Bebauungsplan soll als Interimsbebauungsplan gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB mit 
dem Ziel aufgestellt werden, dass die Nutzung des überplanten Gebiets als Sondergebiet 
für Anlagen, die der Entwicklung und Nutzung erneuerbarer Energien dienen, nur bis zur 
endgültigen Einstellung des Betriebs der Freiflächenphotovoltaikanlage zulässig sein soll 
und dass als Folgenutzung wieder landwirtschaftliche Nutzung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 18 a 
BauGB festgesetzt wird. 

Im Parallelverfahren gem. § 8 Abs. 3 BauGB soll der derzeitig gültige Flächennutzungs-
plan mittels Deckblatt Nr. 10 geändert werden. 

Die Erweiterungsflächen umfassen folgenden Geltungsbereich (s. nachfolgenden Über-
sichtslageplan):  

- Teilfläche A ca. 1,85 ha, Fl. Nr. 160 Gmkg Poign 
- Teilfläche B ca. 1,63 ha, Fl. Nr. 157 Gmkg. Poign 
- Teilfläche C ca. 0,15 ha, Fl. Nr. 153 Gmkg. Poign 
- Teilfläche D ca. 4,18 ha, Fl. Nr. 71/6 TF, Gmkg. Poign 
- Teilfläche E ca. 1,97 ha, Fl. Nr. 61 Gmkg. Poign 

Die Gesamtgröße der neu zu überplanenden Fläche beträgt ca. 9,78 ha. 

Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 28.01.2021 die Aufstellungsbeschlüsse für die 
beiden o.g. Bauleitplanungen getroffen. 

 

1.3 Ziel und Zweck der Planung, Leitziele der Planung 

Grundlegender Gedanke und Leitziel der Planung ist, dass die Gemeinde Pentling weitere 
Entwicklungsmöglichkeiten für die Nutzung erneuerbarer Energien schafft. Nach dem 
Landesentwicklungsprogramm Bayern 2018 sind erneuerbare Energien verstärkt zu er-
schließen und zu nutzen. Neben der Nutzung der Solarenergie an und auf Gebäuden sol-
len in angepassten Umfang auch Freiflächenanlagen errichtet werden können, wo dies 
aus städtebaulichen und sonstigen Erwägungen sinnvoll und möglich erscheint. 

Ziele: 

- Erzeugung von Strom aus regenerativen Energiequellen 
- Reduzierung des CO2-Ausstoßes zum Schutz des Klimas 
- Schonung fossiler und begrenzter Energiequellen wie Erdgas und Erdöl 
- Sicherung der dezentralen Energieversorgung 
- regionale Wertschöpfung 

An den gewählten Standorten stehen lt. Gemeinde Pentling oder sonstiger Planungsträger 
keine sonstigen Planungsabsichten der Erweiterung der Photovoltaik-Freiflächenanlagen 
entgegen. Es handelt sich um ausschließlich Erweiterungsflächen nach  § 37 (1) Ziff. 2 c 
EEG. Durch die Lage im 200 m Korridor geht auch der Gesetzgeber von einer gewissen 
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Vorbelastung aus, so dass hier eine Einspeisevergütung nach dem EEG-Gesetz gewährt 
wird. Einige wenige weitere alternativen Standorte entlang der A3 und der A93, sowie der 
Bahnlinie innerhalb der Förderkulisse des EEG im Gemeindegebiet wären zwar grund-
sätzlich ebenfalls möglich, sind aber im Hinblick auf die städtebauliche Entwicklung, sons-
tige Planungsabsichten und die Auswirkungen auf die Schutzgüter keinesfalls besser ge-
eignet als die gewählten Standorte. 

Hinsichtlich naturschutfachlicher Belange sind die derzeit genutzen Ackerflächen mit ver-
gleichsweise geringer Bedeutung einzustufen. Durch Pflazmaßnahmen erfolgt eine allsei-
tigte Eingrünung, die naturschutzrechtlichen Ausgleichslfächen können alle unmittelbar 
vor Ort nachgewiesen und erbracht werden. 

Mit den geplanten Erweiterungen kann ein wesentlicher Beitrag zur nachhaltigen Versor-
gung mit elektrischer Energie sowie zur CO2-Einsparung geleistet werden. 

Entsprechend der Gesamtfortschreibung des Flächennutzungsplanes vom Mai 2010 ist 
eine koninuierliche Bevölkerungszunahme sowohl im Landkreis Regensburg als auch der 
Stadt Regensburg zu verzeichnen. Im damaligen untersuchten Zeitraum von 1990 bis 
2007 ist eine durchschnittliche Zunahme von 0,5 % auf 1,4 % pro Jahr zu verzeichnen. In 
den Jahren 2011 bis 2017 ist die Gesamtbevölkerung von 5.704 auf 6.060 in der Gemein-
de gestiegen (Quelle: Statistik kommunal 2018, Gemeinde Pentling 09 375 180, Bayeri-
sches Landesamt für Statistik, März 2019). Diese Zunahme der Bevölkerung wird auch im 
Demographie-Spiegel für Bayern bis 2037 deutlich: hier wird eine Zunahme der Bevölke-
rung von 6.060 (2017) auf 6.500 (2027) auf 3.700 (2037) Personen beschrieben. 

Dies hat zum einen zur Folgen, dass sowohl Wohnraum neu geschaffen werden sollte, 
zum anderen auch gewerbliche Flächen neu zu entwickeln sind.  

Diese Entwicklung führt zu einem Mehrbedarf an Energie. Gerade in Zeiten des Klima-
wandels, der geplanten Energiewende und steigender Preise für fossilie Energieträger ist 
die Nutzung erneuerbarer Energien von allgemeinem, volkswirtschaftlichem Interesse. 

 

1.4 Planungsauftrag 

Das Landschaftsarchitektur- und Stadtplanungsbüro Heigl in Bogen wurde von dem Be-
treiber der geplanten Anlage mit der Erstellung der erforderlichen Unterlagen beauftragt.  
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1.5 Übersichtslageplan 

 

Abbildung 1: Ausschnitt aus der topographischen Karte aus dem BayernAtlas 
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1.6 Luftbildausschnitt  

 

Abbildung 2: Luftbildausschnitt aus dem BayernAtlas vom 28.01.2021 
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1.7 Ausschnitt aus dem derzeitigen Flächennutzungsplan mit Landschaftsplan  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abbildung 3: Ausschnitt aus dem Flächennutzungs- mit Landschaftsplan 
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1.8 Beteiligte Behörden und Träger öffentlicher Belange (TÖB) nach § 4 BauGB 

1. Regierung von Oberpfalz, Höhere Landesplanungsbehörde, Regensburg 

2. Landratsamt Regensburg, (Untere Bauaufsichtsbehörde, Untere Immissionsschutz-
behörde, Untere Naturschutzbehörde, Kreisstraßenbaubehörde, Gesundheitsbehör-
de, Abfallbeseitigung/Fa. Meindl) 

3. Regionaler Planungsverband Region Regensburg  

4. Autobahndirektion Regensburg 

5. Wasserwirtschaftsamt Regensburg 

6. Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung Regensburg 

7. Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Regensburg 

8. Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege, Referat G23 – Bauleitplanung, Postfach 
10 02 03, 80076 München 

9. Bund Naturschutz in Bayern e.V. 

10. Bayernwerk AG 

11. Bayernets GmbH, München 

12. Deutsche Telekom Technik GmbH / Deutsche Telekom Netzproduktions GmbH, TI 
NL Süd-PTI 12, Regensburg 

13. MERO Germany GmbH 

14. Zweckverband zur Wasserversorgung Landkreis Regensburg-Süd, Mintraching 

15. Vodafone Kabel Deutschland GmbH, Region Bayern, Nürnberg 

16. Benachbarte Gemeinden: Bad Abbach, Kehlheim, Obertraubling, Sinzing und Thal-
massing  
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2. Beschreibung der Photovoltaikanlage 

 
2.1 Allgemeine technische Beschreibung der Anlage 

Anlagengröße:   Teilfläche A: ca. 1,59 ha nutzbare Sondergebietsfläche 

(nur Erweiterungsflächen) Teilfläche B: ca. 1,39 ha nutzbare Sondergebietsfläche 

Teilfläche C: ca. 0,09 ha nutzbare Sondergebietsfläche 

Teilfläche D: ca. 3,70 ha nutzbare Sondergebietsfläche 

Teilfläche E: ca. 1,68 ha nutzbare Sondergebietsfläche 

Zusammen: ca. 8,45 ha nutzbare Sondergebietsfläche 

Erwartete (zusätzl.) Leistung:  ca. 4.300 KWp 

Anzahl der Reihen: bestehende/genehmigte Reihen der jeweiligen Anlage 
werden erweitert 

Reihenabstand:  ca. 5 - 6,5 m 

Bauhöhe: bis max. 3,75 m über Gelände (Modulreihen) und max. 
3,0 m (Betriebsgebäude)  

Solarmodule: poly- oder monokristalline Silizium-Zellen; alternativ 
Dünnschichtmodule 

Wechselrichter: innerhalb eines zum Teil bereits bestehenden oder noch 
zu errichtetenden Betriebsgebäudes mit Datenfernüber-
tragung, Schallpegel < 30 dB(A) in 10 m Entfernung 

 
Die vorgesehene Aufstellungs- bzw. Betriebsdauer beträgt ca. 25 Jahre. Die Anlagen 
werden aus sicherheits- und haftungsrechtlichen Gründen mit Maschendraht- oder Metall-
zaun, Höhe ca. 2,20 m über Gelände eingezäunt. Die Zaununterkante wird ca. 20 cm über 
Gelände zur Vermeidung von Wanderungsbarrieren für Kleintiere und Niederwild liegen. 
Mit Inbetriebnahme der Anlagen wird mit dem Netzbetreiber eine Betriebsführungsverein-
barung abgeschlossen bzw. ein Betriebsleiter, welcher die gesetzlichen Anforderungen 
erfüllt, bestellt.  Der erzeugte Gleichstrom wird von den Wechselrichtern in Wechselstrom 
umgewandelt und mit Erdkabeln zu bestehendenen bzw. in Teilfläche B und C noch zu 
errichtende Kompaktstationen geleitet. Die Wechselrichtereinheiten samt Steuerung wer-
den in auf dem Anlagengelände zu errichtenden, separaten Betriebsgebäuden unterge-
bracht. Die Wechselrichtereinheiten werden so ausgeführt, dass im Falle einer Span-
nungsfreischaltung durch den Netzbetreiber, diese automatisch vom Netz allpolig getrennt 
werden und keine Einspeisung in das Netz mehr erfolgt. Die erzeugte elektrische Energie 
wird in das Mittelspannungsnetz des Netzbetreibers eingespeist werden. Der Anschluss 
an das Netz erfolgt über erdverlegte Energiekabel. Die gesamte Anlagentechnik wird nach 
Ablauf des Nutzungszeitraumes rückstandsfrei zurückgebaut. 
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Angaben hinsichtlich Gefährdung und Belästigung im Sinne der gesetzlichen Bestimmungen: 

Aufgrund langjähriger Erfahrungen und wissenschaftlicher Erkenntnisse über Photovolta-
ik-Anlagen, kann durch die Errichtung und den Betrieb der Anlagen eine Gefährdung von 
Menschen ausgeschlossen werden.  

Aufgrund der Anlagenausführung, der angewandten Techniken und der verwendeten Ma-
terialien ist eine Belästigung der Nachbarn durch Lärm, Erschütterung, Schwingungen und 
Blendungen nicht zu erwarten. 

Fundamentaufbau/Stahlkonstruktion: 

Die einzelnen Elemente werden mit Aluminiumkonstruktion auf verzinkten Stahlstützen 
und -Trägern befestigt. Die Stahlstützen werden als rückbaubare Bodendübel im Unter-
grund verankert. 

 

2.2 Erschließung, Ver- und Entsorgung 

Die straßenmäßige Erschließung/Zufahrt kann für die Erweiterungsflächen wie auch für 
die bereits bestehenden bzw. genehmigten Anlagen folgendermaßen erfolgen:  

Für die westlichen Anlagen kann die Anfahrt ausgehend von der Staatsstraße St 2143 
über den Pendlerparkplatz und den anschließenden Feldweg im Osten erfolgen. Hierbei 
ist die Anbauverbotszone (keine Toranlagen und Betriebsgebäude) zur Bundesautobahn 
A 93 mit 40 m zu berücksichtigen.  

Die östlichen Anlagen können ausgehend von der Staatsstraße St 2143 über die Talstra-
ße und den Keltenweg der Ortschaft Poign und weiter über vorhandene Wirtschaftswege 
im Süden erfolgen. 

Weitere innere Erschließungsanlagen (Wege) sind nicht erforderlich. 

Die Stromeinspeisung soll in das Netz der Bayernwerk AG erfolgen. 

Eine Trinkwasserversorgung bzw. Schmutzwasserableitung wird nicht benötigt. 

Oberflächenwasser kann weiterhin auf dem Grundstück flächig versickern. 

Zur Entsorgung anfallender feste Abfallstoffe entstehen bei der Stromproduktion aus Son-
nenenergie nicht. Von einem vollständigen Recyceln der eingesetzten z.T. bereits heute 
knappen oder energieaufwendig zu gewinnenden Rohstoffe wie Metalle, Glas und Silizium 
kann bei einem Rückbau der Anlage ausgegangen werden. 

  



B- und GOP WA „Sondergebiet für Regenerative Energien / Sonnenenergie Poign IV – westlich u. östl. A93“ 

Begründung und Umweltbericht in der Fassung des Satzungsbeschlusses vom 16.09.2021 

 

20-97-01-P      Seite 13 von 40  

3. Grünordnung 

 
3.1 Grünordnerische Maßnahmen 

Es erfolgt bei allen Anlagen eine durchgehende autochthone Strauchpflanzung (2-reihig) 
entlang aller Seiten der Grundstücke zur landschaftlichen Einbindung der Anlage. Entlang 
der jeweiligen Nordseite sind mind. 5 % Bäume der 2. Wuchsklasse den Strauchpflanzun-
gen beizumischen.  

Die bereits bestehenden bzw. genehmigten Eingrünungsflächen (= Überschneidungsflä-
chen mit den Geltungsbereichen der bisherigen B- und GOP`s "Sondergebiete für regene-
rative Energien / Sonnenenergie Poign – westlich bzw. östlich der A 93“) werden an den 
jeweiligen neuen Rand des Sondergebietes verlegt.  

Innerhalb der Baugrenzen bzw. der dauerhaften Einzäunung ist ein extensives Grünland 
durch Ansaat eines Landschaftsrasens ausschließlich mit autochthonem Saatgut vorzu-
nehmen.  

 

3.2 Ausgleichsflächen 

Die westlich der bestehenden PV-Anlage „Poign westl. der A93“ festgesetzte Ausgleichs-
fläche - Satzungsbeschluss vom 08.03.2018 (am Nordrand der Fl. Nr. 160, Gmkg. Poign) 
wird wertgleich etwas weiter nach Süden an den Süd-Westrand der Fl. Nr. 160 verlegt.  

Die erforderliche Kompensation der zusätzlichen Eingriffe durch die Erweiterungsflächen 
wird innerhalb der jeweiligen Geltungsbereiche erbracht (siehe Umweltbericht Ziff. 2.7) 

Die bereits festgesetzten Ausgleichsflächen für die bisherigen Bebauungspläne   

 B-Plan Poign II auf Fl. Nr. 28/T, Gmkg. Poign – Größe: 2.750 m², Satzungsbe-
schluss vom 28.03.2018 

 B-Plan Poign III auf Fl. Nr. 137/T, Gmkg. Poign – Größe: 5.710 m², Satzungsbe-
schluss vom 23.04.2020   

werden unverändert beibehalten. 

 

3.3 Kostenträger grünordnerischer Maßnahmen 

Sämtliche Aufwendungen in Zusammenhang mit der fachgerechten Gestaltung der Ein-
grünungs- und Ausgleichsflächen, wie Erd- und Pflanzarbeiten sowie die Ansaat des 
Grünlandes unter den Solarmodulen werden vom Anlagenbetreiber erbracht. 

Die Ausgleichspflicht des Betreibers umfasst dabei auch die zur Herstellung der Bio-
topfunktionen erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen und die Gewährleis-
tung einer ungestörten Entwicklung der Ausgleichsfläche.  

Für die Gemeinde Pentling fallen - mit Ausnahme der Verwaltungs- bzw. Verfahrenskos-
ten für die Durchführung der Bauleitplanverfahren - keine weiteren Kosten an. 
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4. Hinweise  

 
4.1 Wasserwirtschaftliche Belange 

Hinsichtlich etwaig vorh. Altlasten und deren weitergehende Kennzeichnungspflicht ge-
mäß BauGB sowie der boden- und altlastenbezogenen Pflichten wird ein Abgleich mit 
dem Altlastenkataster des Landkreises empfohlen. 

Bei Geländeanschnitten muss mit Hang- und Schichtwasseraustritten sowie mit wild ab-
fließendem Oberflächenwasser aufgrund des darüber liegenden oberirdischen Einzugs-
gebietes gerechnet werden. Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers darf gem. § 
37 WHG nicht nachteilig für anliegende Grundstücke verändert werden. 

Zur Vermeidung von Abflussverschärfungen und zur Stärkung des Grundwasserhaushal-
tes ist der zunehmenden Bodenversiegelung entgegenzuwirken und die Versickerungsfä-
higkeit der Flächen zu erhalten. Anfallendes Niederschlagswasser sollte nicht gesammelt 
werden, sondern über Grünflächen und Mulden breitflächig versickert werden.  

Der natürliche Ablauf wild abfließendem Wassers (§ 37 WHG, natürlich abfließendes 
Wasser, kein Abwasser darf nicht zum Nachteil eines tiefer liegenden Grundstücks ver-
stärkt oder auf andere Weise verändert werden. Die Sickerfähigkeit des Untergrundes ist 
im Vorfeld zu prüfen und nachzuweisen. Auf die Unzulässigkeit der Ableitung von Nieder-
schlagswasser auf fremden oder öffentlichen Grund wird ausdrücklich hingewiesen. 

Ferner wird in diesem Zusammenhang auf die „Niederschlagswasserfreistellungsverord-
nung“(NWFreiV) vom 01.01.2000, mit Änderung vom 01.10.2008, und auf die aktualisier-
ten „Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlags-
wasser in das Grundwasser“(TRENGW) vom 17.12.2008 hingewiesen. Für nicht erlaub-
nisfreie Einleitungen sind Anträge beim Landratsamt Regensburg zu stellen. 

 

4.2 Landwirtschaftliche Belange 

Die gesetzlichen Grenzabstände mit Bepflanzungen entlang von landwirtschaftlichen 
Grundstücken nach Art. 48 AGBGB sind einzuhalten.  

Die Felderschließungswege sind für den landwirtschaftlichen Verkehr freizuhalten. Be-
pflanzungen - ggfs. auch der Ausgleichsfläche(n) - sind ohne Beeinträchtigung der land-
wirtschaftlichen Nutzung durchzuführen (Beachtung der entspr. Grenzabstände). 

Eine mögliche Staubentwicklung durch die Bewirtschaftung der angrenzenden Flächen 
und Benutzung der Wege ist hinzunehmen. Wildschutzzäune sollten mit mind.    2 m Ab-
stand zu Grundstücksgrenzen und Feldwegen errichtet werden. 

In den ersten Jahren sollte eine Verwertung des Grüngutes erfolgen, um einen größeren 
Nährstoffeintrag in das Grundwasser zu vermeiden. Ein Abtransport des Mähgutes ist zu 
veranlassen. 

Eine regelmäßige, jährliche Pflege der Flächen hat zu erfolgen, sodass das Aussamen 
eventueller landwirtschaftlicher Beikräuter und die damit verbundenen negative Beein-
trächtigungen der mit Kulturpflanzen bestellten Nachbarflächen vermieden werden. Eine 
Pflege der Gehölz- und Eingrünungsflächen ist regelmäßig vorzunehmen.   
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Zur Eindämmung evtl. vermehrt auftretender landwirtschaftlicher Problemkräuter wie z. B. 
Ackerkratzdistel oder Hirse können auch die seitlichen Sukzessionsstreifen - zumindest 
auf betroffenen Teilbereichen - häufiger als 1x/Jahr gemäht werden. 

 

4.3 Verwendung von Bauschutt-Granulat 

Soweit in ausreichender Menge am Markt erhältlich, sollte beim Unterbau von Zufahrten 
oder Wegen die Verwendung von aufbereitetem und gereinigtem Bauschutt-Granulat an-
stelle von Kies und Schotter erfolgen. Das Bauschutt-Granulat muss von einer anerkann-
ten Stelle als Produkt geprüft und zertifiziert sein. 

Auf die Nicht-Zulässigkeit von bituminösen oder in Pflasterbauweise befestigten Flächen 
innerhalb des Geltungsbereiches wird nochmals hingewiesen. 

 

4.4 Biotopvernetzung / Erhalt der seitlichen Eingrünung 

Im Sinne eines ökologisch sinnvollen Aufbaus und Erhaltes von Biotopverbundsystemen 
in Form von z. B. Gehölzhecken in Verbindung mit extensiven Gras- und Krautsäumen 
sollte vom Betreiber ein dauerhafter Erhalt der zum Zeitpunkt der Betriebseinstellung dann 
ca. 20-30 Jahre alten, seitlichen Pflanzstreifen in Erwägung gezogen werden.  

In jedem Einzelfall ist von der Unteren Naturschutzbehörde zu prüfen, ob es sich bei einer 
eventuellen Beseitigung der Hecken nach Einstellung der PV-Nutzung um einen Eingriff 
im Sinne des BayNatSchG handelt. Die jeweils gültigen Vorschriften des Biotop- und Ar-
tenschutzes sind zu beachten (vgl. entspr. Festsetzung unter Ziff. 5.3 des Planes). 

 

4.5 Belange des Bodenschutzes 

Auf die ordnungsgemäße Verwertung des im Zuge der Baumaßnahmen anfallenden und 
vor Ort nicht wieder zu verwendenden Bodenaushubs ist zu achten. Bei Auf- und Einbrin-
gen von Materialien in eine durchwurzelbare Bodenschicht sind die materiell-rechtlichen 
Vorgaben des Bodenschutzrechts, § 12 BBodSchV, einzuhalten. Insbesondere hat der 
Aushub dabei zum Unterboden am Einbauort eine identische Beschaffenheit in Bezug auf 
die Schadstoffgehalte und die physikalischen Eigenschaften aufzuweisen.  

Ferner ist in diesem Zusammenhang eine nachhaltige Sicherung der Bodenfunktion zu 
gewährleisten. Diese Voraussetzung ist beispielsweise bei einer Aufbringung auf landwirt-
schaftlich genutzten Böden mit einer Bodenkennzahl > 60 oder sonstigen schützenswer-
ten Fläche i.d.R. nicht gegeben.  

Sollten im Zuge von Baumaßnahmen Abfälle oder Altlastenverdachtsflächen zu Tage tre-
ten, ist das Sachgebiet Wasser-, Bodenschutz- und Staatliches Abfallrecht am Landrats-
amt Regensburg unverzüglich zu informieren. 

 

4.6 Belange des MERO Germany GmbH 

Das Umfeld der östlich der A93 verlaufenden Mitteleuropäischen Rohölleitung ist von der 
vorliegenden Bauleitplanung nicht betroffen. 
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4.7 Belange der Autobahndirektion 

Mit der vorliegenden Bauleitplanung finden keine Veränderungen im Bereich der auto-
bahnrelevanten Baubeschränkungs- und Anbauverbotszonen statt. 

Leitungen 

Eine Längsverlegung von Ver- und Entsorgungsleitungen innerhalb des Grundstückes der 
A 93 ist aufgrund bereits bestehender Einrichtungen (autobahneigenes Fernmeldekabel, 
entwässerungstechnische Einrichtungen) sowie aufgrund des vorhandenen Bewuchses 
(Buschwerk, Bäume) nicht erlaubt.  

Blendung: 

Aufgrund der Ausrichtung der PV-Anlage ist eine Blendung der Verkehrsteilnehmer auf 
der Autobahn nicht auszuschließen. Kann eine Blendung nicht verhindert werden, ist das 
Vorhaben nicht genehmigungsfähig.  

Für die Teilfläche D (Erweiterungsfläche zum B-Plan Poign II) sowie für die Teilflächen B, 
C und E (Erweiterungsfläche zum B-Plan Poign III) wurden keine Blendgutachten erstellt. 
Die für die vorangegangenen Bauleitplanverfahren (Poign II und III) wurden jeweils Blend-
gutachten erstellt. Diese sahen aber keine weitere Maßnahmen hinsichtlich Blendung vor. 
Auf Grund der weiteren Entfernung der geplanten Flächen von der Autobahn, ist mit kei-
ner Blendung zu rechnen.  

Sollten widererwarten die Verkehrsteilnehmer auf der Autobahn A93 von Reflexionen der 
Anlage geblendet werden, ist der Autobahnbetreiber berechtigt, Abhilfemaßnahmen einzu-
fordern. 

 

Hinweis Teilfläche A:  

Laut Gutachten ZE18001a-ST „Analyse der Blendwirkung für die Solaranlage Bad Abbach 
West“ des Büros Zehndorfer Engineering Consulting aus Klagenfurt vom Januar 2018 – 
zur PV-Anlage „Poign-westlich der A93“ -  (s.a. Anhang) werden bestehende Wohnhäuser 
von der PV-Anlage nicht erheblich geblendet. Es wird empfohlen eine blickdichte Ab-
schirmung zwischen der PV-Anlage und der Autobahnabfahrt 46 Bad Abbach (aus Rich-
tung Regensburg) zu errichten, da es hier zu kurzfristigen Reflexionen kommen kann, 
welche insbesondere für höher sitzende LKW-Fahrer im mittleren Gesichtsfeld sichtbar 
sein werden.  

 

Hinweis Teilfläche D:  

Laut Gutachten ZE180002-ST „Analyse der Blendwirkung für die Solaranlage Bad Abbach 
Ost“  des Büros Zehndorfer Engineering Consulting aus Klagenfurt vom Januar 2018 - zur 
PV-Anlage „Poign II“ - sind keine Maßnahmen hinsichtlich Blendungen umzusetzen.  

 

Hinweis Teilfläche B,C und E: 

Laut Gutachten ZE19075-AI „Analyse der Blendwirkung der Solaranlage Poign“ des Büros  
Zehndorfer Engineering GmbH aus Klagenfurt vom November 2019 - zu den drei Teilflä-
chen der Anlage „Poign III“ -  sind keine Maßnahmen hinsichtlich Blendungen erforderlich. 
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Werbeanlagen 

Die Errichtung von Werbeanlagen ist unzulässig. 

  

Sonstiges 

Beeinträchtigungen des Verkehrs auf der Autobahn sind während der Bauphasen auszu-
schließen. 

 

4.8 Belange der bayernets GmbH 

Bereiche der westlich der A93 verlaufenden Hochdruckgasleitungen sind von der vorlie-
genden Bauleitplanung nicht betroffen. 

 

4.9 Belange des Zweckverbandes zur Wasserversorgung Landkreis Regensburg-
Süd 

Der Eigentümer ist verpflichtet, den Schutzstreifen der Fernwasserleitung AZ DN 250 im 
Bereich des Bebauungsplanes / der westlichen Anlage zu pflegen, zu unterhalten und jeg-
liche Art von Wildwuchs zu entfernen. Ein Schutzstreifen von mind. 6 m (jeweils 3 m links 
und rechts der Leitung) ist einzuhalten. 

Ferner erlaubt der Grundstückseigentümer dem Zweckverband und dessen Beauftragten, 
jederzeit den Zutritt zur Leitung und schafft hierfür die Voraussetzungen. Insbesondere die 
Zaunanlage ist auch für das Befahren von Baufahrzeugen auf Kosten des Grundstücksei-
gentümers auszulegen.   

Für Schadensfälle sind geeignete Maßnahmen an der PV-Anlage zur Verhinderung der 
elektrischen Gefährdung vorzusehen.   

Vor Ausführung der Bauarbeiten sind rechtzeitig Bestandspläne beim Zweckverband zur 
Wasserversorgung Landkreis Regensburg Süd einzuholen. 

Ferner erlaubt der Grundstückseigentümer dem Zweckverband oder dessen Beauftragten, 
Suchschlitze auf dem Grundstück Fl. Nr. 71/6 durchführen zu können, um die Lage der 
Fernleitung genau feststellen zu können. Die Kosten für die Suchschlitze werden von 
WZV getragen. Erst nach der eindeutigen Lagefeststellung der Fernwasserleitung erfolgt 
die Festlegung der Aufstellplätze der Solarpanels unter Beachtung der Einhaltung des 
Schutzstreifens. Die Bauarbeiten sind spätestens 3 Wochen vorab beim Zweckverband 
zur Wasserversorgung anzuzeigen. 

 

4.10 Belange Bayernwerk Netz AG 

Die Pläne für Bau- und Bepflanzungsvorhaben jeglicher Art der Bayernwerk Netz GmbH 
zur Stellungnahme vorzulegen sind. 

Gemäß DIN EN 50341-1 sind bei 110-kV folgende Mindestabstände zu den Leiterseilen 
einzuhalten: Verkehrsflächen: 7,00 m, Gelände: 6,00 m, Bauwerke: 5,00 m, feuergefähr-
dete Betriebsstätten (Tankstellen usw.) und Gebäude ohne feuerhemmende Dächer: 
11,00 m, Sportflächen: 8,00 m, Zäune usw.: 3,00 m, Bepflanzung: 2,50 m. 

Bei der Ermittlung der Abstände ist unter der Leitung der größtmögliche Durchhang 
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und seitlich der Leitung das größtmögliche Ausschwingen der Leiterseile bei Wind anzu-
nehmen. Die Bestands- und Betriebssicherheit der Hochspannungsfreileitungen muss je-
derzeit gewährleistet sein. Maßnahmen zur Sicherung des Leitungsbestandes und -
betriebes, wie Korrosionsschutzarbeiten, Arbeiten zur Trassenfreihaltung von betriebsge-
fährdendem Aufwuchs bzw. auch die Erneuerung, Verstärkung oder ein durch Dritte ver-
anlasster Umbau auf gleicher Trasse, unter Beibehaltung der Schutzzonen, müssen un-
gehindert durchgeführt werden können. 

Die Zugänglichkeit zum  Mast für Wartung und Reparaturarbeiten muss Bayernwerk mög-
lich sein (durch z. B. Schlüsseltresor am Eingangstor). Die Kosten trägt der Betreiber der 
PV-Anlage. Den Schließzylinder stellt die Bayernwerk Netz GmbH. 

Der Eigentümer der PV-Anlage muss zustimmen, dass im Falle von Revisionsarbeiten 
und im Störungsfall an unserem Mast Nr. 218 störende Module, für den Zeitraum der Ar-
beiten, teilweise oder komplett (je nach Bedarf) in einem Radius bis zu ca. 40,00 m um 
unseren Mast, durch den Eigentümer der PV-Anlage auf seine Kosten, zurück gebaut 
werden. 

Weiterhin bitten sind auch folgende Punkte zu beachten: 

Der Schattenwurf von Masten und der überspannenden Leiterseile ist vom Betreiber der 
Photovoltaikanlage zu akzeptieren. Dies gilt auch bei einer Anpassung/Erneuerung von 
Masten, die eine Änderung der Höhe bzw. der Grundabmessungen des Mastes bedingen 
und ggf. eine auftretende Änderung des Schattenwurfes verursachen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass bei ungünstigen Witterungsverhältnissen Eisbrocken 
und Schneematschklumpen von den Leiterseilen und den Masttraversen (seitlicher Ausle-
ger) abfallen können. In den Mastbereichen und unter den Leiterseilen muss unter Um-
ständen auch mit Vogelkot gerechnet werden. Für solche witterungs- und naturbedingten 
Schäden kann keine Haftung übernommen werden. 

Bei der Eingrünung ist darauf zu achten, dass nur Gehölze mit einer maximalen Auf-
wuchshöhe von 2,50 m angepflanzt werden, um den Mindestabstand zur Freileitung auf 
jeden Fall einzuhalten. Geplante Pflanzhöhen über 2,50 m sind gesondert mit uns abzu-
stimmen. In diesem Zusammenhang machen wir bereits jetzt darauf aufmerksam, dass 
diejenigen Bäume oder Sträucher, welche in den Mindestabstandsbereich der Hochspan-
nungsleitung wachsen oder bei Umbruch geraten können, durch den Grundstückseigen-
tümer entschädigungslos zurückgeschnitten oder entfernt werden müssen bzw. auf Kos-
ten des Grundstückseigentümers vom Leitungsbetreiber entfernt werden. 

Zäune im Bereich der Baubeschränkungszone sind aus isolierenden oder nichtleitenden 
Werkstoffen (z. B. kunststoffummantelter Maschendraht, Holz) aufzustellen. Pfeiler, Tor-
anlagen und leitende Zäune sind zu Erden. 

Es wird darauf hingewiesen dass im Bereich der Leitungsmaste der  o. g. Hochspan-
nungsleitung Erdungsanlagen verlegt sind, welche weder beschädigt oder freigelegt noch 
selbständig verändert oder verlegt werden dürfen. 
Auf die erhöhte Gefahr bei Arbeiten in der Nähe von Hochspannungsleitungen wird aus-
drücklich hingewiesen. Die Sicherheitshinweise enthalten entsprechende Informationen, 
welche dem bauausführenden Personal zur Kenntnis zu geben und auch bei späteren 
Instandhaltungsarbeiten einzuhalten sind. Firmen, welche im Schutzbereich der Leitung 
Arbeiten verrichten wollen, müssen mindestens vier Wochen vor Baubeginn die maximal 
möglichen Arbeitshöhen für den erforderlichen Ausübungsbereich bei der Bayernwerk 
Netz GmbH, 110 kV Freileitung/Kabel Bau/Dokumentation, unter Angabe der bestehen-
den Höhe über Normalnull, anfragen. Auf Grund der hohen Anzahl an bautechnischen 
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Eingriffen in unseren Leitungsbestand (u.a. durch die Energiewende) ist diese Stellung-
nahme zwei Jahre ab vorgenanntem Datum gültig. Nach Ablauf dieser Frist und nicht Um-
setzung der eingereichten Maßnahme ist eine erneute Vorlage zur Stellungnahme not-
wendig.  
Die „Sicherheitshinweise für Arbeiten in der Nähe von Kabel-, Gas- und Freileitungen“ in 
der Fassung vom 15.02.2021 der Bayernwerk Netz GmbH sind zu beachten. 
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UMWELTBERICHT 

 

1. Einleitung 

Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB ist mit Wirkung der BauGB-Novellierung vom 20.07.2004 zu 
Bauleitplänen eine Umweltprüfung und hierfür die Erstellung eines Umweltberichtes erfor-
derlich. Er beschreibt und bewertet voraussichtliche, erhebliche Auswirkungen auf unter-
schiedliche Umweltbelange in Zusammenhang mit dem beabsichtigten Vorhaben.  

Der Umweltbericht ist gem. § 2a BauGB der Begründung zur Bauleitplanung als geson-
derter Teil beizufügen. 

 

1.1 Inhalt und wichtigste Ziele des Bauleitplanes  

Photovoltaik ist die Technik der direkten Umwandlung eingestrahlter Lichtenergie in   
elektrische Energie. Sie beruht auf der Fähigkeit bestimmter fester Körper (Halbleiter), 
durch Lichtenergie erzeugte Ladungsträger unter bestimmten Bedingungen gerichtet frei-
zusetzen bzw. räumlich zu trennen (photovoltaischer Effekt). Die weltweit eingestrahlte 
Sonnenenergie (Solarenergie) beträgt dabei ca. das 10-15.000-fache des weltweiten Pri-
märenergiebedarfes. 

Der vorliegende Bebauungsplan regelt Art und Maß der zulässigen baulichen Nutzung 
und weist zugleich die Lage und den Umfang der benötigten Ausgleichsflächen, sowie der 
für eine landschaftliche Einbindung erforderlichen Maßnahmen aus. 

Die geplanten Photovoltaikanlagen werden nach einer dauerhaften Aufgabe der Photovol-
taiknutzung mit der gesamten Anlagentechnik und allen Gebäudeteilen rückstandsfrei zu-
rückgebaut, das Gelände kann wieder landwirtschaftlich bzw. als Lagerfläche genutzt 
werden.  

Festgesetzte Ausgleichsflächen sind dauerhaft für die Zeit der Photovoltaiknutzung zu 
erhalten. 

Zur späteren Handhabung der seitlichen Eingrünungsstreifen s. Ziff. 5.3 der sonstigen 
Festsetzungen am Plan.  

 

 Lage und Ausdehnung 

Das Planungsgebiet umfasst verschiedene Teilflächen westlich und östlich der Bundesau-
tobahn A 93 Regensburg - München im Ortsteil Poign der Gemeinde Pentling in einem 
Abstand zwischen 110 m und max. 200 m ab jeweiligem Fahrbahnrand der A93. Die Teil-
fläche A mit einem Geltungsbereich von ca. 1,85 h liegt auf Fl. Nr. 160, Gmkg Poign west-
liche der genehmigten Freiflächenphotovoltaikanlage „Poign“, die Teilflächen B und C lie-
gen auf Fl. Nr. 157 bzw. Fl. Nr. 153, Gmkg Poign und umfassen ca. 1,63 ha bzw. 0,15 ha. 
Beide Flächen liegen westlich der genehmigten PV-Anlage  „Poign III“.  Die beiden Teilflä-
chen D und E liegen östlich der Autobahn am Ostrand der genehmigten Photovoltaikanla-
gen „Poign II“ bzw. „Poign III“. Teilfläche D umfasst ca. 4,18 ha auf Fl. Nr. 71/6 TF, Gmkg. 
Poign und Teilfläche E ca. 1,97 ha auf Fl. Nr. 61 Gmkg. Poign. 

Die Gesamtgröße der zu überplanenden Fläche beträgt ca. 9,78 ha. 
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1.2 Festgelegte Ziele des Umweltschutzes in Fachgesetzen und Fachplänen und 

Art deren Berücksichtigung 

 Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) Stand 01.01.2020 

Gemäß der Strukturkarte liegt die Gemeinde Pentling im „Verdichtungsraum des Ober-
zentrums Regensburg", in der Region 11 „Regensburg“.  

Auszüge aus relevanten Festlegungen, Ziele (Z) und Grundsätze (G): 

1. Grundlagen und Herausforderungen der räumlichen Entwicklung und Ordnung  
        Bayerns 

1.1 Gleichwertigkeit und Nachhaltigkeit 

1.1.2 Nachhaltige Raumentwicklung 

(Z) Die räumliche Entwicklung Bayerns in seiner Gesamtheit und in seinen Teilräumen ist 
nachhaltig zu gestalten. 

(Z) Bei Konflikten zwischen Raumnutzungsansprüchen und ökologischer Belastbarkeit ist 
den ökologischen Belangen Vorrang einzuräumen, wenn ansonsten eine wesentliche 
und langfristige Beeinträchtigung der natürlichen Lebensgrundlagen droht. 

1.1.3 Ressourcen schonen 

(G)  Der Ressourcenverbrauch soll in allen Landesteilen vermindert werden. Unvermeidba-
re Eingriffe sollen ressourcenschonend erfolgen. 

 

1.3 Klimawandel 

1.3.1 Klimaschutz 

(G) Den Anforderungen des Klimaschutzes soll Rechnung getragen werden, insbesondere 
durch 

 die Reduzierung des Energieverbrauchs mittels einer integrierten Siedlungs- 
und Verkehrsentwicklung, 

 die verstärkte Erschließung und Nutzung erneuerbarer Energien sowie 

 den Erhalt und die Schaffung natürlicher Speichermöglichkeiten für Kohlendi-
oxid und andere Treibhausgase. 

 

6.  Energieversorgung 

6.1 Um- und Ausbau der Energieinfrastruktur 

6.1.1 Sichere und effiziente Energieversorgung 

(G) Die Energieversorgungsoll durch den Um- und Ausbau der Energieinfrastruktur wei-
terhin sichergestellt werden. Hierzu gehören insbesondere 

 Anlagen der Energieerzeugung und -umwandlung, 

 Energienetze sowie 

 Energiespeicher. 

6.2 Erneuerbare Energien 
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6.2.1 Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien  

(Z) Erneuerbare Energien sind verstärkt zu erschließen und zu nutzen. 

6.2.3 Photovoltaik 

(G)  In den Regionalplänen können Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für die Errichtung 
von Freiflächen-Photovoltaikanlagen festgelegt werden. 

(G)  Freiflächen-Photovoltaikanlagen sollen möglichst auf vorbelasteten Standorten reali-
siert werden. 

 

7  Freiraumstruktur 

7.1 Natur und Landschaft 

7.1.1 Erhalt und Entwicklung von Natur und Landschaft 

(G)  Natur und Landschaft sollen als unverzichtbare Lebensgrundlage und Erholungs-
raum des Menschen erhalten und entwickelt werden. 

7.1.3 Erhalt freier Landschaftsbereiche 

(G)  In freien Landschaftsbereichen sollen Infrastruktureinrichtungen möglichst gebündelt 
werden. Durch deren Mehrfachnutzung soll die Beanspruchung von Natur und Land-
schaft möglichst vermindert werden. Unzerschnittene verkehrsarme Räume sollen 
erhalten werden. 

(G)  Freileitungen, Windkraftanlagen und andere weithin sichtbare Bauwerke sollen ins-
besondere nicht in schutzwürdigen Tälern und auf landschaftsprägenden Gelände-
rücken errichtet werden. 

Berücksichtigung: 
Die verstärkte Erschließung und Nutzung der erneuerbaren Energien – Windkraft, Solar-
energie, Wasserkraft, Biomasse und Geothermie – dienen dem Umbau der bayerischen 
Energieversorgung, der Ressourcenschonung und dem Klimaschutz. Nach dem Bayeri-
schen Energiekonzept „Energie innovativ“ sollen bis 2021 die Anteile der erneuerbaren 
Energien am Stromverbrauch in Bayern auf über 50 v.H. gesteigert werden. Die Auswei-
sung von Flächen für die Errichtung von Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien hat 
raumverträglich unter Abwägung aller berührten fachlichen Belange (u. a. von Natur und 
Landschaft, Siedlungsentwicklung) zu erfolgen.  

Freiflächen-Photovoltaikanlagen nehmen in der Regel viel Fläche in Anspruch und können 
das Landschafts- und Siedlungsbild beeinträchtigen. Dies trifft besonders auf bisher unge-
störte Landschaftsteile zu. Deshalb sollen Freiflächen-Photovoltaikanlagen auf vorbelaste-
te Standorte gelenkt werden. Hierzu zählen z. B. Standorte entlang von bestehenden Inf-
rastruktureinrichtungen wie Verkehrswege, Energieleitungen etc.  

Es erfolgt eine Flächenausweisung für Erweiterungen bestehender bzw. genehmigter 
Photovoltaikanlagen in einem vorbelasten Bereich (direkter Anschluss an die Bundesau-
tobahn A 93 Regensburg - München) westlich des Ortsteiles Poign der Gemeinde Pentling 
mit Herstellung einer Eingrünung der Photovoltaikanlagen sowie der Anlage einer Aus-
gleichsfläche (Verbesserung bzw. Eingliederung in die Natur und Landschaft).  

Durch die vorübergehende Einstellung der intensiven Ackernutzung während der Be-
triebsdauer der Anlagen kann sich der beanspruchte Boden erholen und seine Funktionen 
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wieder verbessern. Ein Stoffeintrag von Dünger und Pestiziden in den Boden, das Grund-
wasser und angrenzenden Flächen wird für 2-3 Jahrzehnte vermieden.  

Eine Versickerung des Wassers ist weiterhin gegeben, da der Bereich nicht versiegelt 
wird.  

Nach der Nutzungsdauer der Anlagen ist wieder eine landwirtschaftliche Nutzung festge-
setzt. 

 Regionalplan Region Regensburg (RP 11) Stand August 2020 

Gem. der Raumstrukturkarte liegt die Gemeinde Pentling im Siedlungsschwerpunkt und 
im Stadt- und Umlandbereich des Verdichtungsraumes Regensburg.  

Auszüge aus relevanten Festlegungen, Ziele (Z) und Grundsätze (G): 

B   X  Energieversorgung 

Der weitere Ausbau der Energieversorgung soll in allen Teilräumen der Region ein ausrei-
chendes, möglichst vielfältiges, preisgünstiges und umweltverträgliches Energieangebot 
sicherstellen. Die Energieversorgung soll auch dazu beitragen, die Standortvoraussetzun-
gen der gewerblichen Wirtschaft, insbesondere in den zentralen Orten und an den Ent-
wicklungsachsen, zu verbessern. 

Berücksichtigung: 
Es erfolgt eine Flächenausweisung für umweltverträgliche Photovoltaikanlagen-
Erweiterungen in einem vorbelasten Bereich (direkter Anschluss an die A 93 Regensburg 
- München) mit Herstellung einer Eingrünung der Photovoltaikanlagen sowie der Anlage 
einer Ausgleichsfläche (Verbesserung bzw. Eingliederung in die Natur und Landschaft).  

 Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan 

Die Erweiterungsbereiche sind im rechtswirksamen Flächennutzungsplan mit integriertem 
Landschaftsplan als allgemeine Flächen für die Landwirtschaft dargestellt.  

Berücksichtigung: 

Die vorliegenden Bereiche – östlich und westlich der A 93 – bieten sich aufgrund der Vor-
belastung und der vorhandenen Photovoltaikflächen für eine Nutzung als Sondergebiet 
„Freiflächen-Photovoltaikanlage“  an. Im Parallelverfahren gem. § 8 (3) BauGB soll zu vor-
liegendem B- u. GOP Deckblatt auch der Flächennutzungs- mit Landschaftsplan mittels 
Deckblatt Nr. 10 entsprechend fortgeschrieben werden. 

 Naturschutzrecht 

Innerhalb der Geltungsbereiche befinden sich keine Landschaftsschutzgebiete, Natura-
2000-Gebiete, Naturschutzgebiete, geschützte Landschaftsbestandteile bzw. geschützte 
Naturdenkmale. Amtlich kartierte Biotope bzw. nach Art. 23 BayNatschG bzw. § 30 
BNatschG geschützte Strukturen sind innerhalb der Geltungsbereiche nicht vorhanden.  

Berücksichtigung: 
Die Errichtung von Photovoltaikanlagen kann durch ihren Flächenverbrauch, durch die 
Veränderung von Oberflächengestalt, Bodenstruktur und Nutzung sowie durch Änderun-
gen des Kleinklimas zu nachhaltigen Veränderungen des Naturhaushaltes und des Land-
schaftsbildes führen. Sie ist daher grundsätzlich als Eingriff in Natur und Landschaft ge-
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mäß § 14 BNatSchG zu werten. Vermeidbare Eingriffe sind zu unterlassen, unvermeidba-
re Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
auszugleichen (§ 15 BNatSchG). 

 Denkmalschutzrecht 

Bodendenkmäler 

Gemäß Bayerischem Denkmal-Atlas befinden sich in den westlichen Geltungsbereichen 
selbst keine bekannten Bodendenkmäler. Allerdings sind im näheren Umfeld Bodendenk-
mäler bekannt.  

Im Bereich der südöstlichen Flächen ist das Bodendenkmal „Siedlungen der Jungsteinzeit 
(Linearbandkeramik, Stichbandkeramik/Gruppe Oberlauterbach, Endneolithikum), der 
Bronzezeit, der Urnenfelderzeit, der Frühlatènezeit und der römischen Kaiserzeit“ mit der 
Nr. D-3-7038-0061. 

Berücksichtigung: 
Aufgrund der in der Nähe bekannten Bodendenkmäler ist nicht auszuschließen, dass sich 
auch in den Geltungsbereichen ohne bisher bekanntes Bodendenkmal weitere bislang 
unbekannte Denkmäler befinden. 

Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine denk-
malrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7.1 BayDSchG notwendig, die in einem eigenständigen 
Erlaubnisverfahren bei der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen 
ist.  

Es ist der Art. 8 des Bayer. Denkmalschutzgesetzes zu beachten. 

Art. 8 - Auffinden von Bodendenkmälern 

(1) 1 Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren 
Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. 2 Zur An-
zeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie der 
Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. 3 Die Anzeige 
eines der Verpflichteten bereit die übrigen. 4 Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu 
dem Fund geführt haben, auf Grund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch An-
zeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit. 

(2) Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Wo-
che nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbe-
hörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht bei Arbeiten, die vom Landesamt für Denkmalpflege 
oder unter seiner Mitwirkung vorgenommen oder veranlasst werden. 

(4) Eigentümer, dinglich Verfügungsberechtigte und unmittelbare Besitzer eines Grund-
stücks, auf dem Bodendenkmäler gefunden werden, können verpflichtet werden, die not-
wendigen Maßnahmen zur sachgemäßen Bergung des Fundgegenstands sowie zur Klä-
rung der Fundumstände und zur Sicherung weiterer auf dem Grundstück vorhandener 
Bodendenkmäler zu dulden. 

(5) Aufgefundene Gegenstände sind dem Landesamt für Denkmalpflege oder einer 
Denkmalschutzbehörde unverzüglich zur Aufbewahrung zu übergeben, wenn die Gefahr 
ihres Abhandenkommens besteht. 
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Baudenkmäler 

Gemäß Bayerischem Denkmal-Atlas befinden sich im Geltungsbereich und in der näheren 
Umgebung keine bekannten Baudenkmäler.  

Berücksichtigung: 
Die Erlaubnis der Unteren Denkmalschutzbehörde ist einzuholen, wenn in der Nähe von 
Baudenkmälern Anlagen errichtet, verändert oder beseitigt werden, wenn sich dies auf 
Bestand oder Erscheinungsbild eines der Baudenkmäler auswirken kann (vgl. Art. 6 Abs. 
1 Satz 2 DSchG).  

 Baurecht, Baugenehmigungspflicht, Landschaftspflegerische Begleitplanung 

Photovoltaikanlagen gelten nach Art. 2 Abs. 4 der Bayerischen Bauordnung nicht als Son-
derbauten und können nach Art. 58 BayBO genehmigungsfrei gestellt werden, sofern sie 
u.a. im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen und weitere Anwendungsvoraus-
setzungen erfüllen. Seit dem 01.08.2009 entfällt auch die Vorlagepflicht eines Bauantra-
ges.  

Seit dem 20.07.2004 gilt ein an EU-Richtlinien (Europarechtsanpassungsgesetz EAG 
Bau) angepasstes Baugesetzbuch. Wesentliche Änderungen liegen in der Prüfung der 
Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme (sog. „Plan-UP-Richtlinie“) sowie 
in der Beteiligung der Öffentlichkeit (sog. „Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie“). 

Berücksichtigung: 
Für die festgesetzten grünordnerischen Maßnahmen im Bereich der Photovoltaikanlagen 
und für die Gestaltungsmaßnahmen innerhalb der Geltungsbereiche ist ein qualifizierter 
Landschaftspflegerischer Begleitplan zu erstellen und dem Landratsamt vor Baubeginn 
vorzulegen.  

Die Pflanzungen sind spätestens in der auf die Fertigstellung der Anlage (Inbetriebnahme) 
folgenden Pflanzperiode durchzuführen und durch die Untere Naturschutzbehörde abzu-
nehmen. 

 Überschwemmungsgefährdung 

Das Plangebiet befindet sich gemäß dem Informationsdienst Überschwemmungsgefähr-
dete Gebiete (IÜG) des Bayerischen Landesamtes für Umwelt außerhalb von festgesetz-
ten Hochwassergefahrenflächen und Überschwemmungsgebieten. Lediglich ein kleiner 
nördlicher Teil der östlichen Fläche (Poign III) liegt innerhalb eines sog. „wassersensiblen 
Bereiches“ des Wolkeringer Mühlbaches. 

Oberflächengewässer sind innerhalb der Geltungsbereiche nicht vorhanden. Nördlich der 
Fläche „Poign III“ und Teilfläche E verläuft ein Graben. 

 Wasserrecht 

Eine wasserrechtliche Gestattung ist nicht erforderlich, da u.a. weder Grundwasser ange-
schnitten, noch ein Gewässer hergestellt wird. 
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2. Bestandsaufnahme, Beschreibung und Bewertung der festgestellten Umwelt-
auswirkungen 

 
2.1 Natürliche Grundlagen 

Das Untersuchungsgebiet wird dem Naturraum „Unterbayerisches Hügelland und Isar-Inn 
Schotterplatten“ (D65), und hier der naturräumlichen Untereinheit „ Donau-Isar-Hügelland“ 
(062-A) zugerechnet.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ausschnitt aus dem ABSP Landkreis Regensburg, März 1999, Nr. 4.6 S. 1 
 
Für die naturräumliche Untereinheit - mit 15,9 % die drittgrößte im Landkreis Regensburg ist 
ein wenig bewegtes Relief kennzeichnend. Es herrschen tertiäre Ablagerungen vor, die reli-
efabhängig teilweise durch diluviale Löß-, Lößlehm- und Decklehmschichten überlagert 
werden. Durchzogen wird das Donau-Isar-Hügelland neben zahlreichen autochthonen Bä-
chen von der naturnah mäandrierenden Großen Laaber, die von Südwesten kommend 
nach Nordosten fließt. Neben typischen Aueböden im Talbereich der Laaber findet man im 
Gebiet vorwiegend ertragreiche Braunerden. Den produktiven Böden entsprechend ist das 
Donau-Isar-Hügelland intensiv agrarisch genutzt. Dabei sind v. a. Bereiche mit anstehen-
dem Lößlehm weitgehend ausgeräumt. Naturnahe bzw. einstmals landschaftsprägende 
Lebensraumtypen sind bis auf kleine Reste verschwunden. Auf weniger fruchtbaren kiesig-
sandigen Böden stocken überwiegend naturferne Nadelforste. Mit ziemlich genau einem 
Prozent ist das Donau-Isar-Hügelland nach den Gäulandschaften des Dungaus die natur-
räumliche Einheit mit dem geringsten Biotopflächenanteil im Landkreis Regensburg. (ABSP 
Landkreis Regensburg, März 1999) 

Das Klima des Donau-Isar-Hügellandes ist trocken bis mäßig feucht, mit durchschnittli-
chen Jahresniederschlägen von 600-800 mm. Dabei steigen die Niederschläge von Nord-
westen nach Südosten hin an. Die Jahresmitteltemperatur liegt zwischen 7 und 8 °C. 
(ABSP Landkreis Regensburg, März 1999) 

Topographie: Das geplante Sondergebiet westlich der A 93 steigt von West nach Ost an. 
Das Planungsgebiet im Osten steigt Richtung Süden an.  

Bezüglich der gemeinschaftsrechtlich geschützten Arten (Pflanzen- und Tierarten des 
Anhangs IV FFH-Richtlinie und alle europäische Vogelarten nach Art. 1 der Vogelschutz-
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Richtlinie) sind keine Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG zu 
erwarten. 

Die Potenziell Natürliche Vegetation, also die Vegetation, die sich nach Aufhören der 
menschlichen Nutzung langfristig einstellen würde, ist gemäß FIS-NATUR der Zittergrass-
eggen-Hainsimsen-Buchenwald im Komplex mit Zittergrasseggen-Waldmeister-
Buchenwald; örtlich Zittergrasseggen-Stieleichen-Hain-Buchenwald.  

Altlasten: Unmittelbar angrenzend nach Norden an den Änderungsbereich befindet sich 
die Altlastenfläche PEN-003 gem. Altlastenkataster ABuDIS mit der Kataster Nr. 
37500070.  

 Vorhandene Nutzungen 

Die Ausgangsflächen stellen sich derzeit als landwirtschaftliche Nutzflächen (Acker) dar. 
Im Süden, Norden und Osten bzw. Westen schließen weitere landwirtschaftlich genutzte 
Flächen an. Im Westen bzw. Osten grenzen teilweise Gehölze entlang der Autobahnbö-
schung an. 

 

2.2 Artenschutzrecht 

In den Geltungsbereichen könnten grundsätzlich aufgrund der landwirtschaftlichen Nut-
zung und der fehlenden Bebauung offenlandbrütende Vogelarten wie Feldlerche, Kiebitz, 
Wachtel oder Rebhuhn vorkommen.  

Aufgrund der gegebenen Kulissenwirkung durch z.T. direkt angrenzenden höheren Ge-
hölzbestand und die direkte Lage an der A 93 kann jedoch davon ausgegangen werden, 
dass ein Vorkommen o.g. Arten ausgeschlossen werden kann.  

 

2.3 Umweltauswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter sowie auf deren Wir-
kungsgefüge 

Der § 18 Abs. 1 BNatSchG sieht für Bauleitpläne und Satzungen eine Entscheidung über 
die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz nach den Vorschriften des BauGB vor, 
wenn auf Grund dieser Verfahren Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind.   

Die Eingriffsermittlung erfolgt gemäß dem Leitfaden „Eingriffsregelung in der Bauleit-
planung“ des Bayerischen Staatsministeriums für Landesentwicklung und Umweltfragen, 
in seiner ergänzten Fassung vom Januar 2003. 

Der Leitfaden unterscheidet zwischen einem differenzierten, sog. Regelverfahren bei zu 
erwartenden Eingriffen, das über Bestandsaufnahme, Bewertung und Vermeidung hin zu 
Flächen oder Maßnahmen für verbleibenden Ausgleichsbedarf führt und der Vereinfach-
ten Vorgehensweise bei (einfachen) Planungsfällen, bei denen auch das mehrschrittige 
Regelverfahren zum gleichen Ergebnis führen würde. 

Voraussetzung für das Vereinfachte Verfahren wäre die Planung von Wohnbauflächen, 
die durchgängige Bejahung einer vorgegebenen Checkliste sowie eine Baugebietsgröße 
von nur bis zu ca. 0,5 ha Fläche.  
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Im vorliegenden Fall kann das sog. „Vereinfachte Vorgehen“ schon aufgrund der geplan-
ten Art der baulichen Nutzung (Sondergebiet) nicht angewandt werden. Damit ist nach 
dem sog. Regelverfahren mit folgenden vier Schritten vorzugehen: 

1. Bestandsaufnahme und Bewertung 

Die fünf Planungsgebiete befinden sich außerhalb landschaftsökologisch sensibler Berei-
che bzw. landschaftsbildprägender Oberflächenformen und stellen sich als Ackerfläche  (= 
Gebiet geringer Bedeutung, oberer Wert) dar.  

Der Geltungsbereich des Sondergebietes „Freiflächen-Photovoltaikanlage“ umfasst insge-
samt eine Fläche von ca. 9,78 ha (3,63 ha westlich und 6,15 ha östlich), deren Bedeutung 
für Naturhaushalt und Landschaft in der Gesamtheit der Schutzgüter insgesamt als gering 
zu bewerten ist (Ackerfläche). Davon sind (innerhalb der Baugrenzen) ca. 8,10 ha für die 
Aufstellung der Solarmodule und für Betriebsgebäude nutzbar.  

Zudem werden am Eingriffsort Vermeidungsmaßnahmen durchgeführt (vgl. Kapitel 2.4).  

Der Geltungsbereich wird somit als Gebiet geringer Bedeutung für Naturhaushalt und 
Landschaftsbild – Kategorie I - eingestuft. 

 

2. Erfassen der Auswirkungen des Eingriffs und Weiterentwicklung der Planung 

 Schutzgut Boden 

In der Übersichtsbodenkarte werden die Böden folgendermaßen dargestellt:  

 

Abbildung 4: Ausschnitt aus der Übersichtsbodenkarte 

Teilfläche A: Fast ausschließlich als Braunerde aus Sandlehm bis Schluffton (Molasse, 
Lösslehm). 
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Teilfläche B und C: Größtenteils fast ausschließlich als Braunerde aus Sandlehm bis 
Schluffton (Molasse, Lösslehm), im Südwesten fast ausschließlich Kolluvisol aus Schluff 
bis Lehm (Kolluvium). 

Teilfläche D: Im westlichen Bereich fast ausschließlich als Braunerde aus Sandlehm bis 
Schluffton (Molasse, Lösslehm) sowie im östlichen Bereich überwiegend als Parabrauner-
de und verbreitet  Braunerde aus Schluff bis Schluffton (Lösslehm) über Carbonatschluff 
(Löss). 

Teilfläche E: im nördlichen Bereich stellt sich der Boden als Bodenkomplex: Gleye und 
andere grundwasserbeeinflusste Böden aus (skelettführendem) Schluff bis Lehm, selten 
aus Ton (Talsediment) dar. Im Süden überwiegend als Parabraunerde und verbreitet  
Braunerde aus Schluff bis Schluffton  (Lösslehm) über Carbonatschluff (Löss). 

In der Bodenschätzungskarte wird die Bodenart für Äcker folgendermaßen angegeben:  

Teilfläche A: Lehm mit einer mittleren Zustandsstufe (Dilluvialböden). 

Teilfläche B und C: Zum einen als Lehm mit einer guten Zustandsstufe (Dilluvialböden) 
und zum anderen als lehmige Tone mit einer mittleren Zustandsstufe (Dilluvialböden). 

Teilfläche D: Größtenteils als Lehm mit einer guten Zustandsstufe (Dilluvialböden). In ei-
nem kleinen südlichen Teilbereich wird die Bodenart für Äcker als lehmige Tone mit einer 
mittlereren Zustandsstufe (Dilluvialböden) angegeben. 

Teilfläche E: Zum einen als Lehm mit einer guten Zustandsstufe (Dilluvialböden) und zum 
anderen als lehmige Tone mit einer mittleren Zustandsstufe (Dilluvialböden). 

 

Die materiell-rechtlichen Vorgaben des Bodenschutzes gem. § 12 BBodSchV sind zu be-
achten, eine nachhaltige Sicherung der Bodenfunktion ist zu gewährleisten. 

 

Auswirkungen: 

Durch die Photovoltaikanlagen kommt es zu einer Inanspruchnahme von landwirtschaft-
lich produktiven Böden. Aus Sicht des Bodenschutzes sind jedoch keine Standorte mit 
hoher Bedeutung betroffen.  

Die Umwandlung von Acker- in extensives Grünland bringt positive Umweltauswirkungen 
mit sich. Für die Nutzungsdauer entfällt die bisherige mechanische Bodenbearbeitung, es 
findet keine Zufuhr von Dünge- oder Pflanzenbehandlungsmitteln statt, eine Erholung des 
Bodenlebens ist möglich. 

Die zur Verankerung der Module vorgesehenen Stahlträger werden ohne Betonfundamen-
te in den anstehenden Boden nur eingerammt oder eingedreht und können nach einer 
dauerhaften Einstellung des Betriebes - vor der festgelegten landwirtschaftlichen Folge-
nutzung - rückstandslos wieder entfernt werden.  

Mit der Aufstellung der Modulreihen ist kleinflächig von einer etwas ungleichmäßigen Ver-
teilung von Niederschlägen auszugehen. Die jeweils „überdachte“ Fläche erhält im Ver-
gleich zur gegenwärtigen Situation weniger Niederschlag, während entlang des unteren 
Randes der Module mehr Niederschlag auf den Boden abgeleitet wird. Eine Austrocknung 
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der Böden im verschatteten Bereich ist jedoch nicht wahrscheinlich, da Niederschlags-
wasser seitlich nachsickern kann. 

 

Ergebnis: 

Gemäß dem Leitfaden sind diese Flächen in Liste 1b als Gebiet mit geringer Bedeutung 
einzustufen.  

 unerhebliche Beeinträchtigung, deutliche Verminderung der Bodenbearbeitung und 
damit positive Auswirkungen während der Dauer der PV-Nutzung 

 

 Schutzgut Wasser 

Beschreibung: 

Innerhalb der Geltungsbereiche befinden sich keine Oberflächengewässer. Außerdem 
liegt das Planungsgebiet überwiegend außerhalb von überschwemmungsgefährdeten Be-
reichen. Lediglich ein kleiner nördlicher Teil der östlichen Fläche „Poign III“ liegt innerhalb 
eines wassersensiblen Bereiches.  

 
Auswirkungen: 

Durch die geplanten Photovoltaikanlagen sind Beeinträchtigungen für das Schutzgut 
Grundwasser nicht zu erwarten, da von den Modulen selbst keine Verunreinigungen aus-
gehen.  

Wie im Abschnitt „Boden“ bereits erwähnt, ist durch die Errichtung der Modulreihen von 
einer etwas ungleichmäßigeren Verteilung des Niederschlagswassers auszugehen. In der 
Bilanz sind jedoch hinsichtlich der weiterhin flächigen Versickerung und der Grundwas-
serneubildung keine veränderten Verhältnisse zu erwarten. Durch den Verschattungsef-
fekt wird die Verdunstung zunächst etwas herabgesetzt werden, was für das Schutzgut 
Wasser jedoch mit keinen negativen Auswirkungen verbunden ist.  

 
Ergebnis: 

Der Geltungsbereich wird als Gebiet mittlerer Bedeutung für das Schutzgut Wasser einge-
stuft. 

 unerhebliche Beeinträchtigung 

 

 Schutzgut Klima/Luft  

Beschreibung: 

Ausgeräumte strukturarme Landschaft mit Flächen ohne kleinklimatisch wirksame Luft-
austauschbahnen. 

 
Auswirkungen: 

Durch die geplanten Photovoltaikanlagen ist mit kleinflächigen Veränderungen der Stand-
ortfaktoren, v.a. durch Verschattung auszugehen, die auch mikroklimatische Folgen nach 
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sich ziehen. So ist im Bereich der verschatteten Flächen von insgesamt gemäßigteren 
klimatischen Bedingungen (weniger Ein- und Ausstrahlung, verminderte Verdunstung) 
auszugehen. Da die von diesen Veränderungen betroffene Flächen insgesamt als ver-
gleichsweise kleinräumig anzusehen sind, sind messbare negative Beeinträchtigungen 
des Kleinklimas nicht zu befürchten.  

Für abfließende Kaltluft stellen die Photovoltaikanlagen eine gewisse Barriere dar, so dass 
ggf. Stauungseffekte in geringem Umfang auftreten können. Auch für bodennahe Winde 
ist von Luftwiderständen durch die Anlagen auszugehen und es können sich in diesem 
Bereich Turbulenzen und Verwirbelungen bilden. Da das Plangebiet aufgrund seiner Lage 
jedoch für keine Frisch- und Kaltluftversorgung eines Ortsteils von Bedeutung ist, können 
nachhaltige Beeinträchtigungen in diesem Zusammenhang ausgeschlossen werden.  

Es findet eine deutliche Entlastung der Umwelt durch emissionsfrei produzierten Strom mit 
einem enormen Einsparungseffekt an CO2-Ausstoß statt. Die kumulierte Minderung der 
CO2-Emission liegt bei z. B. polykristallinen Modulen gerechnet auf 20 Jahre Laufzeit bei 
insgesamt ca. 55 to je 10 KWp installierter Leistung. Im vorliegenden Fall bei vorläufig ca. 
4.300 KWp angenommener Leistung liegt diese Einsparung bei ca. 23.650 to CO2. Hin-
sichtlich der Energiebilanz - unter Berücksichtigung des zunächst hohen Energiebedarfs 
bei der Herstellung von Solarzellen - kann von einer Amortisationszeit von ca. 3 Betriebs-
jahren ausgegangen werden. 

 
Ergebnis: 

Der Geltungsbereich wird als Gebiet geringer Bedeutung eingestuft. 

 geringe Beeinträchtigung des Klimas, deutlich positive CO2- und Energiebilanz 

 

 Schutzgut Arten und Lebensräume 

Beschreibung: 

Die Erweiterungsflächen stellen sich im Bestand größtenteils als Ackerflächen dar. An den 
Ost- bzw. Westrändern liegen zum Teil bereits umgesetzte Eingrünungsstreifen der be-
stehenden Photovoltaikanlagen. Diese werden an die neuen Planungsgebietränder verla-
gert.  

Offenlandbrütende Vogelarten wie Feldlerche, Kiebitz, Wachtel oder Rebhuhn können 
ausgeschlossen werden (s. Umweltbericht 2.2). 

 
Auswirkungen: 

Infolge der Errichtung von fünf Photovoltaikanlagen-Erweiterungen kommt es - zumindest 
vorübergehend für die Zeit der Nutzung - zu einer Inanspruchnahme von Flächen, die der-
zeit ackerbaulich genutzt werden. Durch das Einrammen oder Eindrehen der Stahlstützen 
in den Untergrund erfolgt keinerlei Versiegelung oder größere Störung des natürlichen 
Bodengefüges, ein rückstandsfreier Rückbau der Anlagen wird ermöglicht. 

Es sind aufgrund der vorhandenen Kulissenwirkung und der umgebenden Vorbelastungen 
keine Arten vorzufinden oder bekannt, die dem gesetzlichen Schutzstatus gem. § 30 
BNatSchG bzw. Art. 23 BayNatSchG oder der „Roten Liste Bayern“ unterliegen (s.a. Ar-
tenschutzrecht). 
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Der „Spiegeleffekt" der Module kann unter bestimmten Umständen für (Wasser-) Vögel 
offene Wasserflächen suggerieren, wodurch sich die Gefahr ergibt, dass diese hierdurch 
zum Landen animiert werden. Für bestimmte Arten, wie z. B. Taucher und Tauchenten, 
stellen diese Anlagen dadurch eine potentielle Gefährdung dar, da sie zum (Wieder-) Star-
ten eine Anlauffläche im Wasser benötigen. Da innerhalb des weiteren Untersuchungsge-
bietes keine größeren offenen Wasserflächen vorhanden sind, an denen Wasservögel der 
zuvor genannten Gruppen vorkommen, sind nachteilige Auswirkungen jedoch mit großer 
Wahrscheinlichkeit auszuschließen.  

Unter den zukünftigen Modulreihen werden die derzeitig ackerbaulich genutzten Flächen 
in extensives Grünland umgewandelt. Hierdurch ist von einer deutlichen Verbesserung für 
den Arten- und Biotopschutz auszugehen, da die höhere Pflanzenvielfalt i.d.R. auch Vo-
raussetzung für ein größeres faunistisches Artenpotential (Insekten wie Schmetterlinge; 
Kleinsäuger etc.) ist.  

Die Aufstellung der Module in Reihen mit entsprechenden Abständen ermöglicht eine ein-
geschränkte Nutzung als Weide (z. B. Schafe) oder eine regelmäßige Mahd. 

Infolge des Baus und des späteren Betriebes der Anlagen kommt es zu geringfügigen 
abiotischen Standortveränderungen im Plangebiet. Durch Verschattungseffekte der So-
larmodule ist von einer Beeinflussung der Vegetationszusammensetzung des Grünlandes 
gegenüber voll besonnten Flächen auszugehen.  

Die geplanten seitlichen Grünflächen mit Gehölzpflanzungen und Sukzessionsstreifen 
werden dagegen zu einer Erhöhung der Strukturvielfalt und damit bereits kurzfristig zu 
besseren Standort- und Lebensbedingungen z. B. für Vögel, Kleinsäuger, aber auch für 
Insekten sowie für die Pflanzenwelt führen. 

Der für Niederwild und Kleintiere durchlässige Schutzzaun grenzt diese Tierarten auch 
von den eigentlichen PV-Flächen nicht aus und vermeidet Wanderungsbarrieren. Sämtli-
che Gehölzpflanzungen werden zudem außerhalb der Einzäunung und damit von außen 
für das Wild zugänglich angelegt.  

Mit zusätzlichen Ausgleichsmaßnahmen kann dauerhaft eine Verbesserung der gesamt-
ökologischen Situation im Plangebiet bzw. in seiner näheren Umgebung erreicht werden. 

 
Ergebnis: 

Gemäß Leitfaden wird das Gebiet mit geringer Bedeutung für das Schutzgut Arten und 
Lebensräume erfasst.  

 keine oder unerhebliche Beeinträchtigung, positive Auswirkung durch Biotopneu-
schaffung  

 

 Schutzgut Mensch  

Beschreibung: 

Durch die geplanten Photovoltaikanlagen-Erweiterungen werden ca. 9,78 ha derzeitige 
Ackerfläche für die Dauer des Betriebes der Solaranlagen der Nutzung entzogen und gel-
ten im Sinne des landwirtschaftlichen Flächenprämienrechts nicht mehr als landwirtschaft-
lich genutzte Flächen.  

Eine Eignung zur Erholungsnutzung der Flächen ist - auch aufgrund der Nähe zur Auto-
bahn und der bestehenden Photovoltaikanlagen - nicht gegeben oder feststellbar.  
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Auswirkungen: 

Während des Aufbaus der Photovoltaikmodule ist befristet von lokal erhöhten Lärmemis-
sionen durch Fahrzeuge und Montagearbeiten auszugehen.  

Laut Gutachten ZE18001-ST „Analyse der Blendwirkung für die Solaranlage Bad Abbach 
West“ des Büros Zehndorfer Engineering Consulting aus Klagenfurt vom Januar 2018 
(s.a. Anhang) werden bestehende Wohnhäuser von der PV-Anlage nicht erheblich ge-
blendet. Es wird empfohlen eine blickdichte Abschirmung zwischen der PV-Anlage und 
der Autobahnabfahrt 46 Bad Abbach (aus Richtung Regensburg) zu errichten, da es hier 
zu kurzfristigen Reflexionen kommen kann, welche insbesondere für höher sitzende LKW-
Fahrer im mittleren Gesichtsfeld sichtbar sein werden.  

Eine Blendwirkung auf die westlich gelegene Autobahn sowie auf die östlich gelegene 
Wohnbebauung im Ortsteil Poign ausgehend von den östlichen Flächen kann nicht aus-
geschlossen werden. Jedoch sind laut bisher erstelltem Gutachten ZE180002-ST „Analy-
se der Blendwirkung für die Solaranlage Bad Abbach Ost“ des Büros Zehndorfer Enginee-
ring Consulting aus Klagenfurt vom Januar 2018 keine Maßnahmen hinsichtlich Blendun-
gen umzusetzen. 

Für die Anlagen im Bereich Poign III ist gemäß Gutachten ZE19075-AI „Analyse der 
Blendwirkung der Solaranlage Poign“ des Büros Zehndorfer Engineering GmbH aus Kla-
genfurt vom  November 2019 kann es zu kurzen Streublendungen kommen, die aber kei-
ne Gefahr für den Autobahnverkehr darstellen. Es sind keine Maßnahmen hinsichtlich 
Blendungen umzusetzen. 

Die geplanten seitlichen Gehölzpflanzungen auf vier Seiten lassen mittelfristig auch keine 
unverhältnismäßige Fernwirkung befürchten. 

Erzeugte elektromagnetische Felder und Geräusche (Schallpegel < 30dB(A) in 10 m Ent-
fernung) wirken nur im Nahbereich von Trafostationen und sind aufgrund fehlender 
Wohngebäude in dieser Nähe ebenfalls vernachlässigbar. 

Von der Fläche gehen dauerhaft keine weiteren Emissionen auf die Umgebung aus. 

 
Ergebnis: 

Gemäß Leitfaden ist das Gebiet in Liste 1a mit mittlerer Bedeutung für Naturhaushalt und 
Landschaftsbild einzustufen.  

 geringe Beeinträchtigung auf das Schutzgut „Mensch“ 

 

 Schutzgut Landschaft 

Beschreibung: 

In einer ausgeräumten, relativ strukturarmen Agrarlandschaft ist die Erweiterung von meh-
reren bestehenden bzw. genehmigten Freiflächen-Photovoltaikanlagen geplant. Da es 
sich um autobahnnahe Flächen handelt, gilt das Anbindungsgebot angesichts der Vorbe-
lastung als erfüllt.  

 
Auswirkungen: 

Die geplanten Photovoltaikanlagen stellen in ihrem Umfang eine gewisse optische Über-
prägung des Landschaftsbildes dar. Die Wirkung der aufgestellten Modulreihen ist unter 
dem Aspekt eines ungestörten Landschaftsgenusses als „naturfern" zu betrachten, so 
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dass diesbezüglich grundsätzlich visuelle Beeinträchtigungen auftreten. Da es sich um 
eine Autobahnnahe Fläche in einem eng begrenzten Korridor von 200 m handelt, gilt das 
Anbindungsgebot angesichts der Vorbelastung als erfüllt.  

Wie beim „Schutzgut Mensch“ bereits erläutert, ist aufgrund der Lage östlich bzw. westlich 
der Bundesautobahn A 93 in Verbindung mit den geplanten Gehölzpflanzungen entlang 
aller Außenseiten mit keiner gravierend störenden Fernwirkung oder mit Beeinträchtigun-
gen für das Landschaftsbild zu rechnen. 

Bei der Gesamtabschätzung der insgesamt ca. 9,78 ha großen Anlagenerweiterung unter 
optisch/ästhetischen Aspekten ist zu berücksichtigen, dass es sich beim Untersuchungs-
gebiet insgesamt um einen mit Autobahn im Westen/Osten und bereits vorhandene Pho-
tovoltaianlagen bereits stark vorbelasteten Raum handelt. Durch neue Pflanzungen wird 
diese Landschaft sowohl für die Nutzungsdauer der Anlage wie auch darüber hinaus 
(durch die dauerhaft zu erhaltenden Ausgleichsflächen) neu gegliedert und strukturiert. 

 
Ergebnis: 

Gemäß Leitfaden ist das Gebiet in Liste 1a mit geringer Bedeutung für Naturhaushalt und 
Landschaftsbild einzustufen.  

 geringe Beeinträchtigung 

 

 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Beschreibung: 

Auf dem zukünftigen Solarfeld und auch in der näheren Umgebung befinden sich keine 
Naturdenkmäler (§ 28 BNatSchG) oder sonstige (Natur-) Schutzgebiete. Für den Fall evtl. 
auftretender Bodendenkmäler sind entsprechende Maßnahmen vorgesehen und zu er-
greifen. 

 
Ergebnis: 

 keine Beeinträchtigung zu erwarten 

 

 Abfälle und Abwässer 

Beschreibung: 

Kein Anfall beim Betrieb der Photovoltaikanlage, bei einem Rückbau nach Einstellung der 
Nutzung kann von einer vollständigen Recycling-Quote aller eingesetzten Materialien (Me-
talle, Glas, Silizium) ausgegangen werden. 

 
Ergebnis: 

 keine Beeinträchtigung 
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 Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutzgütern 

Die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutzgütern bewegen sich in einem 
normalen, üblicherweise anzutreffenden Rahmen. Sie wurden in den Betrachtungen 
zu den einzelnen Schutzgütern mitberücksichtigt. Erhebliche, sich gegenseitig verstär-
kende Wechselwirkungen sind nicht bekannt bzw. zu erwarten. 

 

 Zusammenfassende Bewertung der Schutzgüter 

Schutzgut Einstufung des Bestands 

Boden 

anthropogen überprägter Boden unter Dauerbewuchs; 

deutliche Verminderung der Bodenbearbeitung und damit positive 
Auswirkungen während der Dauer der PV-Nutzung 

 mittlere Bedeutung 

Wasser 

Gebiet mit hohem, intaktem Grundwasserflurabstand; 

Derz. Eintrag von Nähr- und Schadstoffen vorhanden 

 geringe Bedeutung  

Klima / Luft 
Flächen ohne kleinklimatisch wirksame Luftaustauschbahnen 

 geringe Bedeutung 

Arten und Lebens-
räume 

ausgeräumten, relativ strukturarmen Agrarlandschaft  

 geringe Bedeutung  

Landschaft 
ausgeräumten, relativ strukturarmen Agrarlandschaft  

 geringe Bedeutung  

Mensch 

Kein erholungswirksamer Landschaftsraum;  

ggfs. Blendwirkungen 

 geringe Bedeutung 

Kultur- u. Sachgüter 
(Bodendenkmäler) 

keine Bedeutung  

Abfälle und  
Abwasser 

keine Bedeutung 

Gesamtbewertung 
Gebiet geringer Bedeutung für Naturhaushalt, Landschafts-

bild und die Schutzgüter 

 

3. Ermitteln des Umfangs erforderlicher Ausgleichsflächen 

Der Geltungsbereich kann als Fläche mit niedrigem Versiegelungs- und Nutzungsgrad 
– Typ B des „Leitfadens“ eingestuft werden.  
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Als Kompensationsfaktor ist bei Ackerflächen 0,2 vorgesehen, bei PV-Anlagen ist auf-
grund geeigneter eingriffsminimierende Maßnahmen hierauf ein 50%iger Abschlag zuläs-
sig (s. Umweltbericht Ziff. 2.5): 

 

Anzusetzende Eingriffsfläche (=Baugrenze): ca. 8,10 ha 

Kompensationsfaktor Typ B, Kategorie I: 0,2 x 8,10 ha = ca. 1,62 ha 

Abschlag 50 % auf 1,62 ha 

= erforderliche Kompensationsfläche:  
   (= Faktor 0,1 auf die angesetzte Eingriffsfläche) 

ca. 0,81 ha 

 

4. Auswahl geeigneter Flächen und naturschutzfachlich sinnvoller Ausgleichs-
maßnahmen  

Die baurechtliche Kompensation wurde  in Abstimmung mit der unteren Naturschutzbe-
hörde (Herrn Weikl) auf folgenden Ausgleichsflächen erbracht:  

Teilfläche von Flurnummer 71/5, Gmkg. Poign: Reale Flächengröße 1.833 m² 
Extensives Grünland 1.356 m² (Anerkennungsfaktor 1,0), Gehölzpflanzung 477 m² (Aner-
kennungsfaktor 1,5) 

Teilfläche von Flurnummer 61, Gmkg. Poign:  Reale Flächengröße 2.538 m² 
Extensives Grünland 1.875 m² (Anerkennungsfaktor 1,0), Gehölzpflanzung 663 m² (Aner-
kennungsfaktor 1,5) 

Teilfläche von Flurnummer 160, Gmkg. Poign: Reale Flächengröße 2.662 m² 
Extensives Grünland 1.668 m² (Anerkennungsfaktor 1,0), Gehölzpflanzung 944 m² (Aner-
kennungsfaktor 1,5) 

Die Sicherung der Erstgestaltungs- und Pflegemaßnahmen erfolgt durch einen öffentlich-
rechtlichen Vertrag (hier: Durchführungsvertrag) und durch Eintragung einer dinglichen 
Sicherung mit Reallast.  

Die Ausgleichsfläche ist mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes durch die Gemeinde an 
das Bayerische Landesamt für Umwelt zu melden (Art. 9 BayNatSchG). 
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2.4 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes 

 Bei Durchführung der Planung 

Es sind funktionale Wechselwirkungen insbesondere zwischen den Schutzgütern Pflanzen 
und Tiere, Boden, Wasser, und Mikroklima anzunehmen. 

So haben die im Zuge der aufgestellten Modulreihen zu erwartenden Standortverände-
rungen infolge Verschattung und gebündelter Abführung von Niederschlagswasser auch 
geringfügige, indirekte Auswirkungen auf die o. g. Schutzgüter untereinander. Diese 
wechselseitigen Auswirkungen werden jedoch z.B. hinsichtlich der Gesamtmenge an Nie-
derschlag für Boden und Grundwasser wieder ausgeglichen; eine erhebliche negative Be-
einträchtigung der Umweltfaktoren findet nicht statt. Die extensivere Nutzung als Dauer-
grünland verbessert Erosionsschutz und Naturhaushalt hinsichtlich der Artenvielfalt insge-
samt. Nach Rückbau der Anlagen ist die bisherige landwirtschaftliche Nutzung unbeein-
trächtigt wieder möglich. 

Durch die erforderlichen seitlichen Pflanz- und Gehölzsaumflächen wird während der Nut-
zungs- und damit Eingriffsdauer zusätzlicher Lebensraum für Tiere und Pflanzen geschaf-
fen, verbleibende geringe Beeinträchtigungen der Anlage können mit zusätzlichen Aus-
gleichsmaßnahmen auf dauerhaft verbleibenden Flächen insgesamt kompensiert werden. 
Bau und Betrieb der Photovoltaikanlagen haben daher hiesigen Erachtens keine Ver-
schlechterung für die Umwelt zur Folge.   

 Bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der vorliegenden Planung würden die Flächen weiter intensiv 
landwirtschaftlich genutzt werden. Bei einer Beibehaltung der aktuellen landwirtschaftli-
chen Nutzung bliebe der ungünstige Stoffeintrag in den Boden, in die angrenzenden Flä-
chen und ins Grundwasser bestehen. Zudem würde eine mechanische Bodenbearbeitung 
weiterhin erfolgen.  

 

2.5 Geplante Vermeidungs- und Verringerungsmaßnahmen  

 Vermeidungsmaßnahmen 

 Anpassung der Photovoltaikanlagen an den Geländeverlauf zur Vermeidung größerer 
Erdmassenbewegungen  

 Erhalt der Wasseraufnahmefähigkeit des Boden, da keine Versiegelung erfolgt 

 Verringerungsmaßnahmen 

 Die Vernetzungsfunktion und Wirksamkeit der randlich angeordneten Grünstreifen wird 
dadurch deutlich verbessert, dass die aus Sicherheitsgründen erforderliche Einzäu-
nung entlang der Innenseite angelegt wird; 

 Anlage evtl. erforderlicher Betriebswege ausschließlich in wassergebundener Bauwei-
se 

 Ausschluss von durchgehenden Zaunsockeln zur Vermeidung von Wanderungsbarrie-
ren für Kleinsäuger  

 Ausgleichsmaßnahmen 

 Ausweisung von geeigneten Ausgleichsflächen 
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Damit kann der Kompensationsfaktor auf 0,1 verringert werden (s. Umweltbericht Ziff. 2.3). 

 

2.6 Alternative Planungsmöglichkeiten 

Die ausgewählten Standorte weisen im Vergleich zu anderen Standorten innerhalb der 
Gemeinde folgende günstige Standortfaktoren auf: 

 Vorbelastung durch die Lage an der Bundesautobahn A 93 Regensburg-München und 
bereits bestehendenn bzw. genehmigten Photovoltaikanlagen 

 gute verkehrstechnische Erreichbarkeit für Bau- und Wartungsarbeiten über bereits 
vorhandene Straßen und Wege  

 ökologisch unsensible, landwirtschaftlich genutzte Ausgangsflächen 

Siedlungsstrukturell günstigere Standorte im Sinne von „vorbelasteten“ versiegelten Dach- 
oder Wandflächen in dieser Größenordnung sind in der näheren Umgebung  nicht verfüg-
bar. Großflächig geplante und zusammenhängend gewartete Anlagen wie im vorliegenden 
Fall lassen sich innerhalb der Gemeinde auch nicht auf viele Einzelstandorte aufgliedern. 
Insgesamt gesehen sind zudem am gewählten Standort keinerlei erhebliche Beeinträchti-
gungen von Schutzgütern oder sonstigen öffentlichen Belangen zu befürchten. 

 

 

3. Zusätzliche Angaben 

 
3.1 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen Verfah-

ren und Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Umweltprüfung 

Daten zu natürlichen Grundlagen und zur Bestandserhebung wurden folgenden Quellen 
entnommen: 

 Fachinformationssystem Naturschutz (FIS-Natur) 

 UmweltAtlas Bayern: Boden 

 Informationsdienst überschwemmungsgefährdeter Gebiete in Bayern (IÜG Bayern) 

 Bayern-Atlas 

 Bayerischer Denkmal-Atlas 

 Arten- und Biotopschutzprogramm (ABSP des Landkreises Regensburg 1999) 

 Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP Bayern) 

 Regionalplan Region Regensburg (RP 11) 

 Flächennutzungs- mit integriertem Landschaftsplan der Gemeinde Pentling 

 Modultischplanung der Firma S-TechEnergie GmbH, Winhöring  

 Gutachten E18001a-ST „Analyse der Blendwirkung für die Solaranlage Bad Abbach 
West“ des Büros Zehndorfer Engineering Consulting aus Klagenfurt (Österreich) vom 
Januar 2018 

Die Analyse und Bewertung des Plangebietes erfolgte verbal-argumentativ. Zur Bewertung 
der Umweltauswirkungen sowie zur Ermittlung des Ausgleichsbedarfs wurde der Leitfaden 
„Eingriffsregelung in der Bauleitplanung“ angewandt.  
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Besondere Schwierigkeiten im Rahmen der Umweltprüfung traten im vorliegenden Fall 
nicht auf.  

 

3.2 Beschreibung der geplanten Überwachungsverfahren (Monitoring) 

Kommunen haben zu überwachen, ob und inwieweit erhebliche unvorhergesehene Um-
weltauswirkungen infolge der Durchführung ihrer Planung eintreten (§ 4c BauGB). Dies 
dient im Wesentlichen der frühzeitigen Ermittlung nachteiliger Umweltfolgen, um durch 
geeignete Gegenmaßnahmen Abhilfe zu schaffen. Art, Umfang und Zeitpunkt des Monito-
rings bestimmt die Gemeinde selbst; folgende Maßnahmen sind z. B. möglich: 

 Überwachung sämtlicher Arbeiten (Planung, technische Bau- und naturnahe Aus-
gleichsmaßnahmen, Pflege) von qualifiziertem Personal zur Vermeidung unnötiger zu-
sätzlicher Eingriffe in Natur und Landschaft.  

 Überwachung der Einhaltung der einschlägigen Sicherheitsauflagen und Richtlinien bei 
allen Bautätigkeiten, insbesondere der Unfallverhütungsvorschriften der Berufsgenos-
senschaft, bei Baumpflanzungen, z. B. Einhaltung einer Abstandszone von je 2,50 m 
beiderseits von Erdkabeln sowie Berücksichtigung des Merkblattes über Baumstandor-
te und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen, herausgegeben von der For-
schungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen.  

 Überwachung der Umsetzung gesonderter Freiflächen- und/oder Pflanzpläne für alle 
Grünflächen zur Konkretisierung der grünordnerischen Festsetzungen. 

 Durchführung gemeinsamer Begehungen und Abnahmen zwischen Gemeinde und Ver-
tretern der Bauaufsichts- und der unteren Naturschutzbehörde nach Fertigstellung der 
Bau- und Pflanzmaßnahmen zur Erfolgskontrolle der Erstgestaltungsmaßnahmen. 

 Überprüfung der Ausgleichsflächen sowie der zur Eingrünung vorgesehenen Baum- 
und Heckenpflanzungen hinsichtlich ihrer Entwicklung und ihrer Funktion in festzule-
genden Abständen. Bei Gehölzausfällen sind gleichartige Ergänzungspflanzungen vor-
zunehmen. 

 

3.3 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Auf insgesamt ca. 9,78 ha westlich des Ortsteiles Poign in der Gemeinde Pentling ist im 
östlichen bzw. westlichen Anschluss an die Bundesautobahn A 93 Regensburg - München 
die Erweiterung von bestehenden bzw. bereits genehmigten Freiflächen-
Photovoltaikanlagen geplant. 

Das Plangebiet wird derzeit intensiv landwirtschaftlich (Ackerbau) genutzt und befindet 
sich außerhalb landschaftsökologisch wertvoller Flächen.  

Langfristig ist nach dauerhafter Aufgabe der Photovoltaikanlagen als Nachfolgenutzung 
wieder Landwirtschaft vorgesehen. 

Insgesamt sind nach derzeitigem Kenntnisstand keine nachhaltigen oder erheblichen 
Auswirkungen auf Mensch, Tier und Pflanzen, Boden, Wasser, Klima, Landschaft oder 
sonstige Güter zu erwarten. 

  



B- und GOP WA „Sondergebiet für Regenerative Energien / Sonnenenergie Poign IV – westlich u. östl. A93“ 

Begründung und Umweltbericht in der Fassung des Satzungsbeschlusses vom 16.09.2021 

 

20-97-01-P      Seite 40 von 40  

ANLAGE 

 
Anlage 1: 

Gutachten ZE18001a-ST „Analyse der Blendwirkung für die Solaranlage Bad Abbach 
West“ des Büros Zehndorfer Engineering Consulting aus Klagenfurt (Österreich) vom Ja-
nuar 2018 

(Hinweis: liegt nicht allen Unterlagen bei - kann von der Gemeinde bei Bedarf nachgefor-
dert werden) 

 

 


